
 

 
 
 

 

Berlin, den 17.04.2020 

 

Hans-Joachim Beck 

Corona-Krise: Antrag auf Stundung der Steuern und Herabsetzung der 
Vorauszahlungen 

Mit Schreiben vom 19. März 2020 hat das Bundesfinanzministerium die 

Finanzämter angewiesen, über Anträge auf Herabsetzung der Vorauszahlungen 

und Stundung fälliger Steuern großzügig zu entscheiden. Die Regelung gilt für 

bereits fällige und bis zum 31. Dezember 2020 fällig werdende Steuern. Sie gilt 

damit auch für Nachzahlungen aufgrund einer Betriebsprüfung. Begünstigte 

Steuerarten sind die Körperschaft-, Einkommen- und Umsatzsteuer. Für die 

Lohnsteuer gilt die Regelung nicht, weil es sich um eine Abzugssteuer handelt, 

für die in § 222 Satz 3 der Abgabenordnung ein gesetzliches Stundungsverbot gibt. 

Für die Gewerbesteuer gilt das BMF-Schreiben nicht, weil für diese Steuerart die Gemeinden zuständig 

sind. Aufgrund der gleichlautenden Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder vom 19. März 2020 

kann man jedoch beim Finanzamt einen Antrag auf Herabsetzung des Gewerbesteuermessbetrages zum 

Zwecke der Anpassung der Vorauszahlungen stellen. Anträge auf Stundung oder Erlass der Steuer 

müssen an das Steueramt der Gemeinde gerichtet werden. Lediglich, wenn in dem Ihrem Bundesland 

(bzw. Stadtstaat) die Festsetzung und Erhebung der Gewerbesteuer nicht den Gemeinden übertragen 

ist, ist auch hierfür das Finanzamt zuständig. Dies ist z.B. in Berlin der Fall.  

 

Erleichterung für sozialversicherungsrechtliche Beitragszahlungen 

Stundung 

Für Sozialversicherungsbeiträge gelten eigentlich starre Regelungen, so dass eine Stundung im Normalfall 

nicht in Betracht kommt. Um die von der Corona-Krise betroffenen Arbeitgeber und freiwilligen 

Mitglieder zu unterstützen, hat der GKV Spitzenverband seine Mitgliedskassen mit Rundschreiben 

2020/197 vom 24. März 2020 über die Möglichkeit zur Stundung der Beiträge informiert. Voraussetzung 

für eine Stundung ist danach, dass eine sofortige Einziehung der Beiträge ohne die Stundung trotz 

vorrangiger Inanspruchnahme von Kurzarbeitergeld, Fördermitteln und Krediten mit erheblichen Härten 

für den Arbeitgeber verbunden wäre. Dies muss der Arbeitgeber durch eine entsprechende Erklärung 

glaubhaft machen. Die Gelder, die das Unternehmen erhalten hat, sind auch für die Zahlung der 

Sozialversicherungsbeiträge zu verwenden.  



 

 
 
 

 

Ausdrücklich heißt es: Auf Antrag des Arbeitgebers können die bereits fällig gewordenen oder noch fällig 

werdenden Beiträge zunächst für die Ist-Monate März 2020 bis Mai 2020 gestundet werden. Stundungen 

sind zunächst längstens bis zum Fälligkeitstag für die Beiträge des Monats Juni 2020 zu gewähren. Eine 

Sicherheitsleistung ist nicht erforderlich. Stundungszinsen sind nicht zu berechnen.  

Von der Erhebung von Säumniszuschlägen oder Mahngebühren soll für den vorgenannten Zeitraum 

abgesehen werden.  

Wenn Arbeitgeber von der Krise erheblich betroffen sind, kann von Vollstreckungsmaßnahmen für den 

o.g. Zeitraum bei allen rückständigen oder bis zu diesem Zeitpunkt fällig werdenden Beiträgen zunächst 

abgesehen werden. 

Freiwillige Mitglieder 

Die dargestellten Hilfsmaßnahmen gelten entsprechend auch für Mitglieder der GKV, die ihre Beiträge 

selbst zahlen, wenn sie von der Corona-Krise unmittelbar und nicht unerheblich betroffen sind.  

In diesen Fällen ist allerdings auch zu prüfen, ob eine Beitragsermäßigung wegen eines krisenbedingten 

Gewinneinbruchs möglich ist. Für diesen Fall werden die Hürden für den Nachweis einer 

unverhältnismäßigen Belastung i.S. der § 6 Abs. 3a und § 6 Abs. 3 der Beitragsverfahrensgrundsätze 

Selbstzahler abgesenkt. Bis auf weiteres können die Krankenkassen anstelle von den ansonsten in diesem 

Verfahren vorgeschriebenen Vorauszahlungsbescheiden auch andere Nachweise über die finanzielle 

Situation des Selbständigen akzeptieren. Dies sind z.B. Erklärungen des Steuerberaters, finanz- und 

betriebswirtschaftliche Auswertungen oder auch glaubhafte Erklärungen von Selbständigen über 

erhebliche Umsatzeinbußen. Die Beitragsermäßigung kann bis zur Höhe der 

Mindestbemessungsgrundlage (1.061,67 EURO/monatlich) erfolgen.  

 

Vorläufig keine Sanktionen bei Verstößen gegen Melde- und Informationspflichten 
gemäß MietenWoG (Mietendeckelgesetz) 

Der Berliner Senat hat mehrere Maßnahmen zur Verbesserung des Mieterschutzes und zur Vermeidung 

von Wohnungsverlusten für die Dauer der Corona-Krise beschlossen. 

Gleichzeitig teilte der Senat am 24. März 2020 mit, dass auf Grund der aktuellen Situation die Verstöße 

gegen Melde- und Informationspflichten gemäß MietenWoG bis auf Weiteres nicht sanktioniert werden.  

Quelle:  

https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2020/pressemitteilung.911191.php 

 

 

https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2020/pressemitteilung.911191.php


 

 
 
 

 

 

Steuerliche Erfassung der verminderten Mieteinnahmen in der Corona Krise  
und unter Geltung des Berliner Mietendeckels  

Aufgrund des Corona-Folgen-Abmilderungsgesetzes darf der Vermieter wegen rückständiger Mieten, die 

in den Monaten April bis Juni 2020 fällig werden, nicht kündigen. In steuerlicher Hinsicht stellt sich die 

Frage, was der Vermieter in seiner Buchhaltung erfassen muss, wenn der Mieter die Miete nur teilweise 

zahlt oder die Zahlungen ganz aussetzt. Insofern ist m.E. zunächst danach zu unterscheiden, ob die 

Mieteinkünfte bei dem Vermieter unter die Einkunftsart Vermietung und Verpachtung fallen oder der 

Einkunftsart Gewerbebetrieb zuzuordnen sind. Außerdem muss man auch zwischen Gewerbemietern 

und Wohnungsmietern unterscheiden, weil die zivilrechtliche Lage unterschiedlich ist und 

Gewerbemieter möglicherweise einen Anspruch auf Absenkung oder sogar Erlass der Miete haben, wenn 

sie ihr Ladenlokal schließen müssen.  

 

Einkunftsart Vermietung und Verpachtung 

Fallen die Mieteinkünfte unter die Einkunftsart Vermietung und Verpachtung, ist die Antwort relativ 

einfach: Nach § 11 Abs. 1 EStG sind nur die Mieten zu erfassen, die dem Vermieter tatsächlich zufließen 

und auf seinem Konto eingehen. Es handelt sich um eine reine „Istversteuerung“. Ob der Vermieter einen 

höheren Anspruch auf die Miete hat, ob er die Miete gestundet oder vielleicht sogar teilweise erlassen 

hat, ist unerheblich. In diesen Fällen muss man daher auch nicht zwischen Wohnungsmietern und 

Gewerbemietern unterscheiden.  

Der bilanzierende Kaufmann 

Sind die Mieteinkünfte der Einkunftsart Gewerbebetrieb zuzuordnen, etwa weil Eigentümer eine AG, 

eine GmbH oder eine GmbH & Co. KG ist, sind die Einkünfte durch Aufstellung einer Bilanz zu ermitteln. 

Erfasst wird der Unterschied des Vermögens am Anfang des Jahres zu dem am Ende des Jahres. Zu dem 

Vermögen gehören auch Forderungen. Daher kommt es nicht darauf an, ob der Mieter seine Miete 

bezahlt hat. Denn das Corona-Folgen-Abmilderungsgesetz sieht lediglich ein Kündigungsverbot vor, 

wonach der Vermieter dem Mieter wegen der Rückstände für die Monate April bis Juni 2022 nicht 

kündigen darf. Die Mietforderung bleibt aber bestehen. Wenn ein Wohnungsmieter seine Miete nicht 

zahlt, ist daher die entsprechende Forderung auf die Miete zu aktivieren, sobald sie fällig ist. Auch wenn 

die Miete dem Mieter gestundet und eine Ratenzahlung vereinbart wird, muss die Forderung in vollem 

Umfang aktiviert werden, weil sie entstanden ist und es nicht auf die Fälligkeit der Forderung ankommt. 

Reicht die Stundung über ein Jahr hinaus und erfolgt die Stundung unverzinslich, muss die Forderung 

abgezinst werden.   

 



 

 
 
 

 

 

Gewerbemieter 

Wenn der Gewerbemieter seine Miete nicht zahlt, weil er die Rechtmäßigkeit der Mietforderung 

bestreitet, ist zu berücksichtigen, dass er möglicherweise einen Anspruch auf Minderung der Miete 

wegen eines Mangels der Mietsache (§§ 581 Abs. 2, 536 Abs. 1 BGB) hat bzw. der Vermieter 

möglicherweise verpflichtet ist, gemäß § 313 BGB einer Herabsetzung der Miete wegen einer Störung 

der Geschäftsgrundlage zuzustimmen. Dies betrifft insbesondere den Einzelhandel, die Gastronomie und 

das Beherbergungsgewerbe. Denn wenn der Gewerbemieter aufgrund eines behördlichen Verbots sein 

Ladenlokal nicht mehr nutzen und keine Einnahmen erzielen kann, liegt es nahe, dass er das Risiko nicht 

alleine tragen muss. Soweit Forderungen bestritten sind, dürfen sie aber nach den handelsrechtlichen 

Grundsätzen nicht aktiviert werden.  

Mietendeckel 

Dieselben Fragen stellen sich bei dem Berliner MietenWoG und zwar nicht erst, wenn die Miete zum 1. 

Dezember gemäß § 5 MietenWoG auf die Kappungsgrenze abgesenkt werden muss, sondern bereits zum 

1. März 2020. Denn alle Vermieter, die die Miete nach dem 18.6.2019 erhöht haben, müssen die 

Forderung dieser Miete ab März 2020 auf die am 18.6.2019 vereinbarte Miete absenken bei Staffel- und 

Indexmieten auf die Miete, die am 18.6.2019 geschuldet war.  

Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 

Sind die Mieteinnahmen steuerlich der Einkunftsart Vermietung und Verpachtung zuzuordnen, muss der 

Vermieter lediglich die Miete erfassen, die der Mieter ihm überweist und die tatsächlich auf seinem 

Konto eingeht. Gemäß § 11 Absatz 1 EStG gilt im Rahmen dieser Einkunftsart das sogenannte 

Zuflussprinzip. 

Einkünfte aus Gewerbebetrieb 

Sind die Mieteinnahmen der Einkunftsart Gewerbebetrieb zuzuordnen und ermittelt der Vermieter die 

Einkünfte durch Bilanzierung, stellt sich die Frage, ob er die vertraglich vereinbarte Miete als Forderung 

ausweisen muss oder ob lediglich der Teil der Miete auszuweisen ist, den er nach dem MietenWoG 

geltend machen und vom Mieter fordern darf. Diese Frage stellt sich in den Fällen, in denen die Miete 

nach dem 18.6. 2019 erhöht worden ist, sowie in den Fällen, in denen ab dem 23.2.2020 ein neuer 

Mietvertrag abgeschlossen wird. Denn auch in diesen Fällen weicht die vereinbarte Miete von der 

geltend gemachten Forderung ab, weil als Miete die nach dem BGB zulässige Miete von 110 Prozent der 

ortsüblichen Vergleichsmieter vereinbart werden darf, während die Forderung dieser Miete auf die 

Tabellenmiete nach § 6 MietenWoG bzw. die Stichtagsmiete nach § 3 Abs. 1 beschränkt werden muss.  

 

 



 

 
 
 

 

 

Ganz besonders bedeutsam wird die Frage zum 1. Dezember 2020 werden, wenn die Forderung der 

Miete gemäß § 5 MietenWoG auf die Kappungsgrenze abgesenkt werden muss. M.E. ist als Forderung 

nur der Teil der Miete auszuweisen, der nach dem MietenWoG auch von dem Mieter gefordert werden 

kann. Denn den Differenzbetrag kann der Vermieter nur dann von dem Mieter nachfordern, wenn das 

Bundes- oder das Landesverfassungsgericht das Gesetz für unwirksam erklärt. Hinsichtlich dieses 

Teilbetrages steht die vereinbarte Miete damit unter einer aufschiebenden Bedingung. Der 

Nachforderungsbetrag darf deswegen in der Bilanz erst dann ausgewiesen werden, wenn die Bedingung 

eintritt und das Bundes-oder das Landesverfassungsgericht das Gesetz für verfassungswidrig erklärt.  

 

Ausführungsvorschriften zum Mietendeckel-Gesetz 

Am 17. April 2020 wurden die Ausführungsvorschriften zum Gesetz zur Mietenbegrenzung 

im Wohnungswesen in Berlin veröffentlicht. 

  
In Bezug auf die "moderne Ausstattung" gibt es folgende Festlegungen: 

6.3.1 - Schwellenlos von der Wohnung und vom Hauseingang erreichbarer Personenaufzug 

Der Personenaufzug muss von der Wohnung und vom Hauseingang schwellenlos erreichbar sein, wobei 

Barrieren von maximal zwei cm Höhe zulässig sind. Es kann auch mehr als eine Barriere geben; jede darf 

dabei nur maximal zwei cm hoch sein und die Barrieren dürfen nicht direkt hintereinanderliegen. Als 

Kriterium für das Merkmal gilt, dass keine unüberwindlichen Barrieren für einen Rollstuhl 

beziehungsweise Rollator vorhanden sind. 

 

6.3.2 – Einbauküche 

Eine Einbauküche beinhaltet Ober- und Unterschränke, Herd oder Kochfeld und Backofen, 

Dunstabzugshaube und Spüle. 

 

6.3.3 - hochwertige Sanitärausstattung 

Die Sanitärausstattung in Bad und WC (Badewanne, Dusche und Waschbecken einschließlich Armaturen, 

Toilette) muss hochwertig sein. Hochwertig bezieht sich auf die Qualität des Materials und dessen 

aufwändige Verarbeitung sowie den Preis. Auch besondere Ausführungen (zum Beispiel Rund- oder 

Eckbadewanne, Whirlpool) deuten auf Hochwertigkeit hin. 

 



 

 
 
 

 

 

6.3.4 - hochwertiger Bodenbelag in der überwiegenden Zahl der Wohnräume 

Hochwertiges Parkett, Naturstein, Kunststein, Fliesen oder gleichwertiger Boden/-belag in der 

überwiegenden Zahl der Wohnräume. Der entsprechende Bodenbelag muss sich deutlich von einem 

Standardbodenbelag hinsichtlich Qualität und Preis unterscheiden und in mehr als 50 Prozent der 

Wohnräume (ohne Küche und Bad/WC) vorhanden sein. Hochwertig bezieht sich auf Qualität (zum 

Beispiel hohe Abrieb- und/ oder Trittfestigkeit des Bodenbelags, den Aufbau beziehungsweise die Dicke 

bei Parkett) und Preis. 

 

6.3.5 - Energieverbrauchskennwert von weniger als 120 kWh/ (m² a) 

Der Energieverbrauchskennwert muss kleiner sein als 120 kWh/(m²a). Der Wert bezieht sich auf Energie 

für Heizung und Warmwasser. Bei dezentraler Warmwasserversorgung sind vor der Würdigung des 

Merkmals 20 kWh/(m²a) auf den ausgewiesenen Energiekennwert aufzuschlagen. Bei Vorliegen eines 

Endenergiebedarfskennwertes ist die Energieverbrauchskennwert- Grenze um 20 % zu erhöhen - es gilt 

in diesem Fall ein Grenzwert von 144 kWh/(m²a), der unterschritten werden muss. Die Nachweispflicht 

obliegt den Vermieterinnen und Vermietern. 

 

6.4 - Verpflichtung der Vermieterinnen und Vermieter zur Auskunft 

Vermieterinnen und Vermieter werden nach Absatz 4 verpflichtet, den Mieterinnen und Mietern 

unaufgefordert Auskunft über alle Umstände zu erteilen, die für die Bestimmung der maßgebenden 

Mietobergrenze maßgebend sind. Gleiches gilt auch bei Vermietung einer neuen Wohnung. Die Auskunft 

gegenüber den Mieterinnen und Mieter muss innerhalb von zwei Monaten nach Inkrafttreten des 

Gesetzes hinsichtlich folgender Angaben erfolgen 

●● Baualter des Wohngebäudes 

●● Angaben zur Heizung (Sammelheizung oder nicht) 

●● Anzahl der Wohnungen im Gebäude 

●● gegebenenfalls Auflistung der Merkmale für eine moderne Ausstattung (falls 

      sich der Vermieter gemäß § 6 Absatz 3 hierauf bezieht) 

Eine Auskunftsverpflichtung zur Wohnlage ergibt sich nicht, da die Wohnlagenzuordnung gemäß § 5 

Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 4 Absatz 2 erst nach Ablauf von neun Monaten durch 

Rechtsverordnung näher bestimmt wird." 

Zu den Ausführungsvorschriften beachten Sie bitte noch die Kommentierung von Herrn Beck (Anlage 

zu diesem Newsletter 

https://www.berlin.de/landesverwaltungsamt/logistikservice/amtsblatt-fuer-berlin/ 

https://www.berlin.de/landesverwaltungsamt/logistikservice/amtsblatt-fuer-berlin/


 

 
 
 

 

 

* Vorstellung Kooperationspartner (Angaben GEV) * 

Unser Verein hat seit dem 1. April 2020 einen neuen 

Kooperationspartner. Es freut uns sehr, dass unsere Mitglieder 

besonders in diesen schwierigen Zeiten finanziell von dem 

Angebot der GEV profitieren können.  

 

Die GEV Grundeigentümer-Versicherung, das Hamburger Traditionsunternehmen, ist der 

Spezialversicherer für Immobilien seit 1891. Die GEV bietet allen Haus- und Grund-Verbandsmitgliedern 

10% Ermäßigung auf alle aktuellen Tarife ihres Versicherungsportfolios. Diese sind genau zugeschnitten 

auf die Bedürfnisse aller Haus- und Grundbesitzer. 

Mehr Infos unter der Haus- & Grund-Sondertelefonnummer: 040 3766 3367. 

 

Versicherungen rund um das Grundeigentum 

Viele GEV-Produkte wurden ausgezeichnet von Stiftung Warentest, Finanztest, Focus Money u.v.m. Die 

GEV bietet einen ausgezeichneten Kundenservice und stellt für H&G-Mitglieder eine eigene 

Telefonnummer bereit. Das ermöglicht schnellere und gezieltere Erreichbarkeit bei allen Fragen rund um 

die Versicherung.  

Zu den Kernprodukten gehören:  

a) Wohngebäudeversicherung, ausgezeichnet mit „sehr gut“.  
b) Haus- und Grundbesitzerhaftpflichtversicherung, prämiert für ihren günstigen Preis. 
c) Bauleistungsversicherung, als fairste ihrer Art ausgezeichnet. 

 
Die weiteren Produkte der GEV sind neben einer Hausratversicherung, auch Privathaftpflicht-

versicherung, die Bauhaftpflichtversicherung und die Gewässerschadenhaftpflichtversicherung.  

 

Was ist das Besondere an der GEV Grundeigentümer-Versicherung? 

Die GEV Grundeigentümer-Versicherung bietet Haus & Grund-Verbandsmitgliedern eine Premium-

Partnerschaft an, die sich auf langjähriger Erfahrung als Spezialversicherer für Immobilien stützt.  

 

 

https://www.gev-versicherung.de/sonstiges/kooperationen/haus-und-grund/?gevchannel=PR_BRLSTGL&gevcampagne=PR_BRLSTGL&utm_source=PR_BRLSTGL&utm_medium=partner&utm_campaign=AL&utm_content=Button/
https://www.gev-versicherung.de/sonstiges/kooperationen/haus-und-grund/?gevchannel=PR_BRLSTGL&gevcampagne=PR_BRLSTGL&utm_source=PR_BRLSTGL&utm_medium=partner&utm_campaign=AL&utm_content=Button/


 

 
 
 

 

 

 

Was ist damit gemeint?  

Als sich Hamburger Haus- und Grundbesitzer 1891 über die damals existierenden Versicherungen 

ärgerten, weil sie zu schlecht und zu teuer waren, beschlossen sie die Dinge selbst in die Hand zu nehmen.  

Sie gründeten eine eigene Versicherung auf Gegenseitigkeit. Bis heute ist die GEV eine Versicherung auf 

Gegenseitigkeit. Seit damals ist die Wohngebäudeversicherung, zunächst als reine Feuerversicherung, 

eines der Kernprodukte der GEV. Später kamen weitere Versicherungen hinzu, die das Eigentum von 

Bauherren und Grundeigentümern absichern sollten.  

Daraus resultiert die langjährige Erfahrung als Spezialversicherer für Immobilien.  

 

Die Versicherungen 

Die Wohngebäudeversicherung  

Die Wohngebäudeversicherung der GEV schützt Eigentümer vor sämtlichen Gebäude-Risiken: Feuer, 

Leitungswasser, Sturm und Hagel. Darüber hinaus bietet die GEV Schutz für Garten, Technik und Glas an. 

Ein wichtiger Zusatz ist zum Beispiel auch der Elementarschutz 

Haus- und Grundbesitzerhaftpflichtversicherung 

Grundstücksbesitzer sind immer dann haftbar, wenn jemand auf oder durch ihr Grundstück zu Schaden 

kommt. Die Haus- und Grundbesitzerhaftpflichtversicherung ist wichtig für alle Eigentümer, und 

unverzichtbar für Vermieter. 

 



 

 
 
 

 

 

 

Hausratversicherung 

Rechnet man alle Werte seines Hausrates zusammen, kommt eine ordentliche Summe zusammen. Durch 

ein Feuer, einen Wasserschaden oder einen Einbruch, kann alles in wenigen Minuten vollständig zerstört 

werden. Die GEV Hausratversicherung ersetzt in solchen Fällen zumindest den materiellen Verlust.  

Profitieren Sie von einem Bündelrabatt in Höhe von 25 %, bei Abschluss von Wohngebäude- und 

Hausratversicherung. 

 

Das kann jedem passieren!  

Feuerschäden:  

Brandursache war ein technischer Defekt (Kurzschluss) an einem Fernsehgerät im Dachgeschoss. Das 

Dachgeschoss und der 1. Stock des Hauses brannten aus. Erdgeschoss und Keller wurden durch 

Löschwasser fast vollständig zerstört. Das Nachbargrundstück wurde ebenfalls durch den Brand 

betroffen: 150.000 Euro kamen zur Schadenssumme hinzu. Der Schaden an Haus, Hausrat und 

Nachbargrundstück betrug über 500.000 Euro.    

Die Mieterin eines Einfamilienhauses legte ihr Handy zum Aufladen auf die Couch und ging schlafen. Ein 

technischer Defekt in dem Handy führte zu einem Brand, in dessen Verlauf das gesamte Gebäude zerstört 

wurde. Der Schaden betrug 360.000 Euro.   

Kurzschlüsse technischer Geräte führen sehr häufig zu Bränden. Häufige Brandherde sind 

Wäschetrockner, Waschmaschinen, Geschirrspüler, Kühl- und Gefrierschränke und TV-Geräte. Akkus und 

Netzteile von Handys sind ebenfalls brandgefährlich.  

Leitungswasserschäden:   

Die Verschraubung an der Fernwärmeversorgung im Keller eines Wohngebäudes war geplatzt. Der Keller 

lief voll mit bis zu 100° Celsius heißem Wasser. Der Schaden betrug 180.000 Euro.   

Der Schlauch einer Spülarmatur in einem Mehrfamilienhaus war abgeplatzt. Es kam zu 

Leitungswasserschäden in mehreren Wohnungen und Stockwerken. Der Wasser durchfeuchtete die 

Deckenbalken, Geruchsstoffe wurde herausgelöst, Gestank breitete sich aus. Der Schaden betrug 

163.000 Euro. 

 

https://www.gev-versicherung.de/versicherungen/hausratversicherung/?r=HuG-PLATZHALTERHUGVEREIN&gevchannel=PR_VRBND&gevcampagne=PR_VRBND&utm_source=HuG-PLATZHALTERHUGVEREIN&utm_medium=Partner&utm_campaign=HR&utm_content=Headline


 

 
 
 

 

 

 

Laut GDV (Verband der deutschen Versicherer) entsteht in Deutschland alle 30 Sekunden ein Leck in 

einer Wasserleitung. Dies führt zu schweren Schäden in Gebäuden durch platzende Rohre und 

Überschwemmungen. Hinzu kommen Überschwemmungen durch Wasch- und Geschirrspülmaschinen, 

wenn Schläuche (ab)platzen oder abreißen. 

 

 

Weitere Informationen finden Sie hier: 

https://www.gev-versicherung.de/sonstiges/kooperationen/haus-und-

grund/?gevchannel=PR_BRLSTGL&gevcampagne=PR_BRLSTGL&utm_source=PR_BRLSTGL&utm_mediu

m=partner&utm_campaign=AL&utm_content=Button/ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.gev-versicherung.de/sonstiges/kooperationen/haus-und-grund/?gevchannel=PR_BRLSTGL&gevcampagne=PR_BRLSTGL&utm_source=PR_BRLSTGL&utm_medium=partner&utm_campaign=AL&utm_content=Button/
https://www.gev-versicherung.de/sonstiges/kooperationen/haus-und-grund/?gevchannel=PR_BRLSTGL&gevcampagne=PR_BRLSTGL&utm_source=PR_BRLSTGL&utm_medium=partner&utm_campaign=AL&utm_content=Button/
https://www.gev-versicherung.de/sonstiges/kooperationen/haus-und-grund/?gevchannel=PR_BRLSTGL&gevcampagne=PR_BRLSTGL&utm_source=PR_BRLSTGL&utm_medium=partner&utm_campaign=AL&utm_content=Button/


 

 
 
 

 

 

 

Formale Anforderungen an eine Modernisierungsmieterhöhung 

Zumindest bei umfangreichen Modernisierungsmaßnahmen genügt eine Modernisierungsmieterhöhung 

gem. § 559b BGB nicht den formalen Anforderungen, wenn die Gesamtkosten (hier 606.845 EUR) nicht 

auf die einzelnen Gewerke untergliedert werden, um den Mieter in die Lage zu versetzen, die 

Abrechnung gedanklich nachzuvollziehen. (amtl. Leitsatz) 

LG Hamburg, Urteil vom 17.01.2020 - 307 S 50/18, BeckRS 2020, 4120 

 

Videoüberwachung von Gemeinschaftsflächen 

Streitfälle rund um die Kameraüberwachung des Wohnumfeldes landen immer häufiger vor Gericht. Die 

Richter müssen dann zwischen den Interessen der Überwachten – also ihren Persönlichkeitsrechten – 

und dem Sicherheitsbedürfnis des Überwachenden abwägen. 

Die große Linie ist: Ein Wohnungseigentümer darf mit einer Überwachungskamera alle Bereiche filmen, 

die außer ihm niemand nutzen darf. Keine Probleme gibt es also mit einer Kamera, die ausschließlich auf 

eigene Wohnräume, die eigene Terrasse oder den eigenen Gartenanteil ausgerichtet ist. Kritisch ist 

dagegen eine Kamera, die gemeinschaftlich genutzte Flächen wie den Hauseingang der 

Wohnungsanlage, die Wohnungstür samt Hausflur oder auch den Gemeinschaftsgarten beobachtet. Das 

gilt vor allem, wenn dort Nachbarn oder Besucher unwissentlich mitgefilmt werden. Dann liegt ein 

unzulässiger Eingriff in deren Persönlichkeitsrecht vor.  

Das Amtsgericht München hat in einem aktuellen Fall entschieden: Eine Überwachungskamera ist 

unzulässig, wenn allein die Möglichkeit besteht, dass sie einen Nachbarn erfasst (Urteil vom 28. Februar 

2019, 484 C 18186/18 WEG). Dabei spielt es keine Rolle, ob die Kamera überhaupt läuft. Der beklagte 

Wohnungseigentümer muss mit einem Ordnungsgeld von bis zu 250.000 Euro oder mit sechs Monaten 

Ordnungshaft rechnen, wenn er es zukünftig nicht weiterhin unterlässt, den Gemeinschaftsgarten des 

Hauses zu überwachen. 

Kläger und Beklagter sind Eigentümer je einer Wohnung einer WEG in München. Der Beklagte hatte am 

Balkon der ihm zugehörigen Wohnung in zehn Metern Höhe eine Überwachungskamera installiert, 

welche auf die Gemeinschaftsflächen des Gemeinschaftsgartens gerichtet war. Auf Verlangen der 

Miteigentümer hatte er die Kamera zwar entfernt, eine entsprechende Unterlassungserklärung aber 

nicht unterschrieben. Daraufhin strengte ein Wohnungseigentümer ein Zivilverfahren an. 

 



 

 
 
 

 

 

 

Der Beklagte argumentierte, bei der installierten Kamera handele es sich um eine Wildcam, die nur 

auslöse, wenn sich etwas in drei Metern Distanz bewege. Die Entfernung zum Gemeinschaftsgarten 

betrage jedoch 15 Meter. Darüber hinaus führte der Beklagte an, im Erdgeschoss des Anwesens sei 

bereits zweimal eingebrochen und aus der nahe gelegenen Tiefgarage seien zwei Fahrräder geklaut 

worden. Der Kläger beharrte darauf, dass er sich durch die Kamera beeinträchtigt fühle. 

Die zuständige Richterin folgte der Argumentation des Beklagten nicht. Nach ihrer Auffassung wird 

bereits durch das bloße Vorhandensein der Kamera in die Rechte der Betroffenen eingegriffen und ein 

„unzulässiger Überwachungsdruck aufgebaut“. Zudem sei für die Nachbarn nicht ersichtlich, „ob und 

wann die Kamera tatsächlich aufnimmt und aufzeichnet". 

Das Sicherheitsinteresse des beklagten Nachbarn ist aus Sicht des Gerichts nachvollziehbar. Dies dürfe 

aber nicht dazu führen, dass er ohne jedwede Kontrollmöglichkeit durch die Gemeinschaft Teile des 

Gemeinschaftseigentums überwache. Zudem habe der Beklagte die Absicht weiterer 

Überwachungsmaßnahmen konkret angekündigt. Das Urteil ist nach Rücknahme der Berufung nun 

rechtskräftig 

 

 

Urteile zum Thema Kameraüberwachung 

BGH                 08. April 2010   V ZR 210/10     Kamera im Klingeltableau 

BGH                 24. Mai 2013     V ZR 220/12    dauerhafte Überwachung des Eingangsbereichs 

LG Hamburg     18. Januar 2018            304 O 69/17      defekte Kamera im Klingelschild 

LG Berlin          01. Februar 2018           67 S 305/17      Kamera-Attrappe im Mietshaus 

LG Essen         03. Januar 2019            12 O 62/18        Installation aus schwerwiegendem Anlass 

LG Hamburg     28. Dezember 2018       306 O 95/18      Neuausrichtung der Kamera 

AG Tempelhof-Kreuzberg          1. März 2012     25 C 84/12        Schadenersatzansprüchen der Gefilmten 

  

 

 



 

 
 
 

 

Schritt für Schritt zur Anfechtungsklage 

Nicht immer sind die Mitglieder der Eigentümergemeinschaft einer Meinung. Manchmal bereitet ein 

gefasster Beschluss einem Miteigentümer solche Bauchschmerzen, dass er mit einer Anfechtungsklage 

dagegen vorgeht. Sie ist das letzte Mittel zur Durchsetzung seiner Interessen. 

Die Anfechtung ist an Formalien gebunden. 

Wer darf klagen? 

Klagebefugt ist jeder im Grundbuch stehende Eigentümer. Es ist egal, ob der Eigentümer auf der 

Eigentümerversammlung anwesend war oder von dem missliebigen Beschluss erst aus dem 

Versammlungsprotokoll erfuhr. 

Wer wird verklagt? 

Jeder andere Miteigentümer persönlich. Dem Gericht genügt eine Liste mit den Namen der 

Miteigentümer. Diese hat der Kläger spätestens zur mündlichen Verhandlung vorzulegen. 

 

Wie viel Zeit bleibt für die Anfechtungsklage? 

Die Frist zur Einreichung der Klage begrenzt § 46 WEG auf einen Monat. Die Zeit beginnt mit dem Datum 

der Eigentümerversammlung zu laufen, auf der der angefochtene Beschluss gefasst wurde. Ein Monat 

heißt nicht vier Wochen. Vielmehr kommt es auf den Tag an: War die Versammlung am 1. Juni, muss die 

Anfechtung spätestens am 1. August um 24 Uhr bei Gericht eingegangen sein. Zuständig für 

Beschlussstreitigkeiten ist entsprechend § 43 WEG das Amtsgericht, in dessen Bezirk das Grundstück 

liegt. 

Das Gericht fordert einen Kostenvorschuss. Ab Erhalt dieser Aufforderung bleibt dem klagenden 

Eigentümer in der Regel eine Woche, um das Geld zu überweisen. Mit einem Urteil vom 17. Mai 2019 (V 

ZR 34/18) gewährt der Bundesgerichtshof (BGH) jedoch einen Zuschlag von einer Woche. 

Im konkreten Fall war der Vorschuss erst nach knapp drei Wochen bei der Gerichtskasse eingegangen. 

Deshalb wiesen Amts- und Landgericht die Klage mit dem Hinweis ab, die einmonatige Einreichungsfrist 

sei überschritten und die Klage dem Verwalter außerdem zu spät zugestellt worden. Anders als die 

Vorinstanzen ließ der BGH die Verzögerung noch als „demnächst“ im Sinne von § 167 

Zivilprozessordnung durchgehen. 

Den Senat störte nicht, dass die Frist im entschiedenen Fall sogar darüber hinausging. Erstens müsse ein 

Kläger nicht am gleichen Tag tätig werden, an dem die Kostenforderung des Gerichts im Briefkasten liegt.  

 



 

 
 
 

 

 

Stattdessen sei ihm danach eine Woche Zeit einzuräumen, um sein Konto zu decken und den Vorschuss 

zu überweisen. Zweitens zählte im konkreten Fall ein Sonntag zugunsten des anfechtenden Klägers, und 

drittens brauchte das erstinstanzliche Gericht mehrere Tage, bis es nach Eingang des Kostenvorschusses 

die Klage an den Verwalter zustellte. Dafür könne der Kläger nichts. Entscheidend war für den BGH, dass 

die Anfechtung innerhalb der regulären Monatsfrist bei Gericht eingereicht worden war. 

Wie und wann ist die Klage zu begründen? 

Der Kläger muss klar formulieren, welchen Beschluss er anfechten will. Beispiel: „Ich beantrage, den 

Beschluss der Wohnungseigentümergemeinschaft in der Eigentümerversammlung am 3. April 20XX, Top 

3 der Tagesordnung zu.... für ungültig zu erklären.“  So fordern es die §§ 43 ff WEG. 

Die Gründe sind dem Gericht spätestens binnen zwei Monate nach der Beschlussfassung mitzuteilen. Der 

Kläger kann den Beschluss zum Beispiel für unwirksam halten, weil ihm die entschiedene Maßnahme zu 

teuer, überflüssig oder ungeeignet erscheint. Abstimmungsverfahren, Vorbereitung der Abstimmung 

oder die Beschlussfassung sind ebenfalls anfechtbar. 

Es genügt, wenn die schriftliche Begründung ans Gericht die wesentlichen Punkte für die Anfechtung 

enthält. Diese können später ergänzt und vertieft werden. Zusätzliche Gründe hinterher zu schieben,geht 

nicht (AG Charlottenburg, Urteil vom 26. Mai 2016, 72 C 16/16). Die Gerichte entscheiden nur über die 

Dinge, die der Kläger und die beklagte Gemeinschaft vortragen. Sie selbst ermitteln nicht. 

 

Wie erfahren die Miteigentümer von der Anfechtung? 

Die Klage wird dem Verwalter zugestellt. Es kann jedoch passieren, dass die anderen Eigentümer erst 

nach Monaten von der Klage erfahren. Zu einem solchen Fall entschied der BGH bereits 2010, dass die 

einmonatige Klagefrist dennoch gewahrt sein kann (Urteil vom 11. Februar 2011, V ZR 136/10). 

Hintergrund war die Anfechtung einer Verwalterwahl in einer Gemeinschaft mit mehr als hundert 

Eigentümern. Die Wahl fand am 13. Dezember 2008 statt. Am 24. Dezember reichte ein Eigentümer 

Anfechtungsklage gegen die Verwalterbestellung ein und nannte den bis Ende des Jahres amtierenden 

Verwalter als Zustelladresse. Anfang Januar 2009 bat der Kläger das Gericht, die Klage an den neuen 

Verwalter zu schicken. Weil ausgerechnet dessen Bestellung angefochten wurde, fürchtete das Gericht 

einen Interessenkonflikt und fordert vom Kläger Abschriften seiner Klage, um diese allen Miteigentümern 

zuzustellen. Denn anders als § 45 Absatz 2 Satz 1 WEG verlangt, hatte die Gemeinschaft keinen 

Ersatzzustellungsvertreter benannt. Einige der Adressaten lebten im Ausland. Mit Rücksicht darauf setzte 

das Gericht erst für Mai 2009 einen Verhandlungstermin an.  

 



 

 
 
 

 

 

Der letzte Eigentümer erhielt die Klage jedoch erst im August 2009. Trotzdem ging die Anfechtungsklage 

beim BGH durch. Die einmonatige Einreichungsfrist sei eingehalten. Weder der klagende Eigentümer 

noch das Amtsgericht seien für die um Monate verspätete Zustellungen an die Miteigentümer 

verantwortlich. Weil die Gemeinschaft entgegen dem WEG keinen Ersatzzustellungsvertreter benannt 

hatte, sei sie für das Durcheinander verantwortlich. 

 

Mögliche Verschiebung des Zensus 2021 aufgrund der Corona-Krise 

Aufgrund der Corona-Krise soll der für 2021 vorgesehene Zensus verschoben werden. Die Ausbreitung 

des Coronavirus stellt die Statistischen Ämter des Bundes und der Länder bei der Vorbereitung des 

Zensus vor große Herausforderungen. Organisatorische und rechtliche Fragen zu einer Änderung des 

Zensusgesetzes und des EU-Rechts im Hinblick auf das weitere Verfahren bzw. eine 

Stichtagsverschiebung werden derzeit geklärt. 

https://www.zensus2021.de/DE/Home/_inhalt.html 

 

 

Literaturempfehlung 

Handbuch zum „Berliner Mietendeckel und zum Mietspiegel 2019“  

(Entscheidungssammlung und Kommentar) 

Herausgeber: Grundeigentum Verlag  

Autoren: Hans-Joachim Beck (u.a.) 

ISBN: 978-3-937919-54-6 

Kosten: 35,00 Euro 

Sie können das Buch direkt beim Grundeigentum Verlag bestellen: 

https://www.grundeigentum-verlag.de/?show=product&cat=07.01&id=333 
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Corona - bitte beachten Sie: 

Die Corona-Pandemie geht auch an uns nicht spurlos vorbei. Wir wollen im Interesse unserer Mitglieder 

den Betrieb möglichst unkompliziert und lückenlos aufrechterhalten. Dies geht im Hinblick auf den 

Gesundheitsschutz leider nicht ohne Einschränkungen. Ein persönlicher Besuch der Geschäftsstelle ist 

bis auf weiteres nicht möglich. Die üblichen Präsenzberatungen können daher leider nicht stattfinden. 

Wir bearbeiten Ihr Anliegen aber selbstverständlich gerne per Telefon, Post, E-Mail oder Fax. Wenn Sie 

Formulare oder andere Unterlagen benötigen, wenden Sie sich bitte ebenfalls per Telefon oder E-Mail 

an uns. 

Auch ist die Durchführung unserer geplanten Jahreshauptversammlung am 29. April 2020 leider nicht 

möglich. Wir hoffen, sofern es die Situation zulässt, dass unsere Mitgliederversammlung am                           

11. November 2020 um 19:00 Uhr im Hotel Steglitz International stattfinden wird. 

Bitte bleiben Sie gesund! 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team vom HGV Berlin-Steglitz 

 

 


